% Bundesamt ;
2% I fir Familie und BFD

zivilgesellschaftliche Aufgaben Der Bundesfreiwilligendienst

Praambel

Im Bundesfreiwilligendienst engagieren sich gemaR § 1 Bundesfreiwilligendienstgesetz Frauen und
Manner fir das Allgemeinwohl. Der Bundesfreiwilligendienst wird dabei in der Regel ganztagig als
Uberwiegend praktische Hilfstatigkeit in gemeinwohlorientierten Einrichtungen geleistet. Der Bun-
desfreiwilligendienst fordert das zivilgesellschaftliche Engagement von Frauen und Mannern aller
Generationen. Er fordert damit das lebenslange Lernen; jungen Freiwilligen bietet er die Chance des
Kompetenzerwerbs und erhéht fiir benachteiligte Jugendliche die Chancen des Einstiegs in ein gere-
geltes Berufsleben. Altere Freiwillige werden ermutigt, ihre bereits vorhandenen Kompetenzen sowie
ihre Lebens- und Berufserfahrung einzubringen und weiter zu vermitteln. Die Ausgestaltung des
Bundesfreiwilligendienstes erfolgt arbeitsmarktneutral.

Bei der Durchfiihrung des Bundesfreiwilligendienstes achten die Vertragspartner auf die gegenseitige
Einhaltung dieser Vereinbarung.

Zentralstelle, ggf. Trager und Einsatzstelle verfolgen mit dem Freiwilligendienst gemeinsam das Ziel,
soziale Kompetenz, Personlichkeitsbildung sowie die Bildungs- und Beschéaftigungsfahigkeit der
Freiwilligen zu fordern. Die Zentralstellen oder von ihnen beauftragte Trager oder andere Stellen
sorgen fir die Durchfiihrung der Bildungsseminare, in denen die Praxiserfahrungen reflektiert wer-
den. Die Seminare ermdglichen insbesondere die Personlichkeitsentwicklung, soziale, interkulturelle
und politische Bildung, berufliche Orientierung sowie das Lernen von Beteiligung und Mitbestim-
mung. Sie wecken das Interesse an gesellschaftlichen Zusammenhéangen.

Im Bundesfreiwilligendienst stehen den Freiwilligen Sprecherinnen und Sprecher zur Verfiigung. Ihre
Aufgabe ist es, die Interessen der Freiwilligen gegeniiber den Einsatzstellen, Tragern, Zentralstellen
und dem Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben zu vertreten.

Mehr Informationen hierzu finden sich unter:

https://www.bundesfreiwilligendienst.de/der-bundesfreiwilligendienst/bundessprecherinnen.html
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https://www.bundesfreiwilligendienst.de/der-bundesfreiwilligendienst/bundessprecherinnen.html

Bundesamt
fir Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben

Vereinbarung
zwischen
der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch

das Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (Bundesamt), 50964 Koln

und Herrn
Vorname
Name

geboren am Geburtsdatum

StralRe und Hausnummer

PLZ, Wohnort

vertreten durch (bei Minderjahrigen Name und Anschrift der/des Erziehungsberechtigten)

Herrn Vorname, Name
StraRe und Hausnummer

PLZ, Wohnort
Uber die

Ableistung eines Freiwilligendienstes auf der Grundlage des Bundesfreiwilligendienstgesetzes
(BFDG).

Ein Arbeitsverhiltnis wird hierdurch nicht begriindet.

1. Einsatzstelle
Der Freiwilligendienst wird abgeleistet in (Einsatzstellennummer EST )

Bezeichnung der Einsatzstelle

Strafe und Hausnummer EST

PLZ, Ort EST

und dauert vom bis

mit einer wochentlichen Dienstzeit von Stunden.

Bei Teilzeit bitte Regelarbeitszeit (Vollzeit) der Einsatzstelle angeben: Stunden.
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1.1 (Ggf.) Die Einsatzstelle gehort folgendem Trager/folgender selbstandiger Organisationseinheit -

1.2

S

OE- (Nummer SOEDE 04AHK )an:

Tirkische Gemeinde in Deutschland e.V.

Obentrautstr. 72

1

0963 Berlin

Die Einsatzstelle ist folgender Zentralstelle (Nummer ZSTDE 00004 ) zugeordnet:

Bund fiir Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kaiserin-Augusta-Allee 5

10553 Berlin

Verpflichtungen der/des Freiwilligen

Die/der Freiwillige verpflichtet sich,

1

2.

N

. die ihr/ihm tbertragenen Aufgaben nach bestem Wissen und Kénnen auszufiihren;

Uber Person, personliche Verhiltnisse und Krankheiten der Betreuten und (ber interne Ange-
legenheiten der Einsatzstelle - auch lber die Zeit der Tatigkeit hinaus - Stillschweigen zu be-
wahren;

. an den gesetzlich vorgeschriebenen Seminaren teilzunehmen. Die Seminarzeit gilt als Dienst-
zeit. Wahrend der Seminarzeit kann kein Urlaub gewahrt werden. Die Teilnahme an diesen
Seminaren einschlieRlich der Fahrten zum und vom Seminarort ist fir die Freiwillige/den
Freiwilligen kostenfrei;

. im Falle einer Dienstunfahigkeit (auch fir Zeiten eines Seminars) unverziiglich die Einsatzstel-
le hierliber zu informieren;

Bei einer Dienstunfahigkeit von mehr als drei Kalendertagen muss der Einsatzstelle spates-
tens am darauffolgenden Diensttag eine arztliche Bescheinigung tber die Dienstunfahigkeit
und deren Dauer vorgelegt werden;

Fiir Zeiten eines Seminars hat die/der Freiwillige abweichend von der vorgenannten Rege-
lung die Dienstunfahigkeit am ersten Diensttag durch Vorlage einer drztlichen Bescheinigung
mit Angabe der voraussichtlichen Dauer

o der Einsatzstelle nachzuweisen, wenn eine Anreise zum Seminar nicht moglich ist
oder
e bei Erkrankung wiahrend eines Seminars dem Bildungszentrum nachzuweisen.

In diesen beiden Fillen ist die Bescheinigung tber die Dienstunfahigkeit unverziiglich der
Einsatzstelle zuzusenden.

. die Dienst- und Hausordnung der Einsatzstelle zu beachten und wahrend der Dienstzeit die
betriebliche Kleiderordnung einzuhalten;

6. sich vor Beginn des Einsatzes ggf. einer arztlichen Untersuchung zu unterziehen.



3. Verpflichtungen der Einsatzstelle

3.1 Die Einsatzstelle ist aufgrund ihrer Anerkennung als Einsatzstelle (§ 6 BFDG) verpflichtet, im
Auftrag des Bundesamtes

1

6.

die/den Freiwillige/n arbeitsmarktneutral und entsprechend den Bestimmungen des BFDG
einzusetzen;

die/den Freiwillige/n nur mit Aufgaben zu betrauen, die dem Alter und den persénlichen Fa-
higkeiten entsprechen;

eine Fachkraft fir die Anleitung und Begleitung zu benennen, die die/den Freiwillige/n in die
Einrichtung einfiihrt, fiir die Zuweisung des Aufgabenbereiches und fachliche Anleitung so-
wie fiir die regelmaRige personliche und fachliche Begleitung im Tatigkeitsbereich verant-
wortlich ist;

die Arbeitsschutzbestimmungen, das Jugendarbeitsschutzgesetz und das Bundesurlaubsge-
setz entsprechend anzuwenden. Weiterhin ist sie verpflichtet, die einsatzstellenspezifischen
und arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften einzuhalten. Die Einsatzstelle hat die damit ver-
bundenen Kosten zu tragen;

der/dem Freiwilligen nach Abschluss des Freiwilligendienstes eine Bescheinigung und ein
Zeugnis (iber den abgeleisteten Dienst auszuhdndigen;

eine Betriebshaftpflichtversicherung! abzuschlielen.

3.2 Taschengeld und Sachleistungen

Die Einsatzstelle verpflichtet sich zur Gewahrung folgender Leistungen an
die Freiwillige/den Freiwilligen2:

1

Taschengeld (auch fiir die Zeit der Seminare und des Urlaubs) monatlich in
Hohe von €

ggf. zusatzlich folgende Sachleistungen:
als Teil des Taschengeldes monatlich im Wert von oder Geldersatzleistungen

in gleicher Hohe €
ggf. unentgeltliche Verpflegung (mit einem Sachbezugswert nach der

Sozialversicherungsentgeltverordnung anzusetzen) in Hohe von monatlich €
bzw. Verpflegungskostenzuschuss in Héhe von monatlich €

ggf. unentgeltliche Bereitstellung von Unterkunft, Dienstkleidung bzw.
Arbeitskleidung incl. Reinigung (mit einem Sachbezugswert nach der
Sozialversicherungsentgeltverordnung anzusetzen) in Hohe von monatlich €

oder Geldersatzleistung in Héhe von monatlich €

Im Krankheitsfall werden Taschengeld und Sachbeziige fiir sechs Wochen
weitergezahlt; nicht aber tber die Dauer des Freiwilligendienstes hinaus.
Die Regelungen des Entgeltfortzahlungsgesetzes finden keine Anwendung.

1 Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts, die als Selbstversicherer keine Betriebshaftpflichtversi-
cherung abgeschlossen haben, sind hiervon ausgenommen, sofern eine Haftungsfreistellung der oder des Freiwilligen und
Schadensregulierung durch die Einsatzstelle oder Dritte sichergestellt sind.

2 Es sind alle unter Nr. 3.2 aufgefiihrten Felder auszufiillen. Sofern eine Leistung nicht gewahrt wird, ist dies ebenfalls
kenntlich zumachen (z. B. durch ,—“ oder ,,0,00).



3.3 Sozialversicherung

Die Einsatzstelle verpflichtet sich, die Freiwillige/den Freiwilligen zur gesetzlichen

Sozial- und Unfallversicherung anzumelden und die entsprechenden
Sozialversicherungsbeitrdage? einschlielich der Beitrage zur gesetzlichen

Unfallversicherung abzufiihren in H6he von monatlich derzeit €

3.4 Wegfall der Leistungsverpflichtung

Bei einem unentschuldigten Fernbleiben vom Bundesfreiwilligendienst besteht kein Anspruch
auf Zahlung der Geld- und Sachbeziige sowie der Sozialversicherungsbeitrage.

3.5 Bildung

Die Einsatzstelle verpflichtet sich, die Freiwillige/den Freiwilligen zur Teilnahme an den gesetz-
lich vorgeschriebenen Seminaren (ohne Anrechnung auf die dienstfreien Tage) fiir die Dauer von

Tagen freizustellen, davon sollen Seminartage an den Bildungszentren des Bun-
des durchgefiihrt werden. Seminare werden in der Regel im Internatsbetrieb durchgefiihrt.

3.6 Urlaub

Die Einsatzstelle verpflichtet sich, fir die Dauer der Dienstzeit Urlaub von
Werktagen
oder
Arbeitstagen
zu gewdhren

Der Mindesturlaubsanspruch betragt bei einer 12-monatigen Dienstzeit 24 Werktage bei einer
Sechs-Tage-Woche. Dies entspricht bei einer Fiinf-Tage-Woche 20 Arbeitstagen pro 12-
monatiger Dienstzeit. Bei einer kiirzeren oder langeren Dienstzeit als einem Jahr verringert oder
erhoht sich der Urlaubsanspruch fir jeden vollen Monat um 1/12 des Urlaubsanspruches, der fir
eine 12-monatige Dienstzeit gewahrt wird. Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen
halben Tag ergeben, sind auf volle Urlaubstage aufzurunden.

§§ 4 und 5 Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) finden keine Anwendung.

Fir jugendliche Freiwillige richtet sich der Urlaubsanspruch nach dem Jugendarbeitsschutzge-
setz (JArbSchG), vgl. § 19 JArbSchG.

Der Erholungsurlaub muss vollstdndig bis zum Ende der Dienstzeit gewahrt werden.
4. Probezeit

Die ersten sechs Wochen des Einsatzes gelten als Probezeit. Wahrend dieser Probezeit kann die
Vereinbarung von jeder Vertragspartei mit einer Frist von zwei Wochen gekiindigt werden. Die
Einsatzstelle kann vom Bundesamt ohne Angabe von Griinden innerhalb der Probezeit eine
Kiindigung verlangen.

3 Die Einsatzstelle hat hinsichtlich der Sozialversicherungsbeitrige sowohl den Arbeitgeber- als auch den Arbeitnehmeran-
teil zu entrichten (§ 20 Abs. 3 Nr. 2 SGB IV). Nicht zu den Sozialversicherungsbeitragen gehéren die Umlagen (U 2 und U 3).
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5.2
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Ende des Bundesfreiwilligendienstes

Zeitablauf

Der Bundesfreiwilligendienst endet nach Ablauf der in der Vereinbarung festgelegten Dauer, oh-
ne dass es einer Kiindigung bedarf.

Auflosung

Die Vereinbarung kann im gegenseitigen Einvernehmen zwischen der/dem Freiwilligen und der
Einsatzstelle durch das Bundesamt aufgelst werden. Minderjéhrige Freiwillige konnen nur mit
Zustimmung der/des Erziehungsberechtigten die Vereinbarung auflésen.

Kiindigung

Die Vereinbarung kann von den Parteien - Bundesamt/Freiwillige(r) - mit einer Frist von vier
Wochen zum Fiinfzehnten oder zum Ende des Kalendermonats gekiindigt werden (ordentliche
Kindigung).

Aus wichtigem Grund kann die Vereinbarung ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist (fristlos)

gekiindigt werden (auRerordentliche Kiindigung). Die Kiindigung kann nur innerhalb von zwei
Wochen erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Kiindigungsberechtigte von
den fir die Kiindigung maligebenden Tatsachen Kenntnis erlangt.

Die Einsatzstelle kann unter Angabe des Kiindigungsgrundes vom Bundesamt die Priifung der
Kindigung verlangen. Die Priifung einer auRerordentlichen (fristlosen) Kiindigung muss die Ein-
satzstelle unverziiglich nach bekannt werden des wichtigen Grundes beantragen. Zur Klarung
des Sachverhaltes kann durch das Bundesamt die zustandige Priiferin bzw. der zustdndige Prifer
im Bundesfreiwilligendienst eingeschaltet werden.

Die Kiindigung bedarf der Schriftform. Minderjahrige Freiwillige kdnnen nur mit Zustimmung
der/des Erziehungsberechtigten kiindigen. Die Kiindigung minderjahriger Freiwilliger muss ge-
genlber der/dem Erziehungsberechtigten erfolgen.

Das Kiindigungsschutzgesetz findet keine Anwendung.
Sonstiges

Als Ansprechpersonen fiir alle Beteiligten stehen auch die Beraterinnen und Berater im Bundes-
freiwilligendienst des Bundesamtes zur Verfligung.

Schlussbestimmung

Diese Vereinbarung ist dreifach ausgefertigt.

Aus dieser Vereinbarung kénnen keine auslanderrechtlichen Anspriiche abgeleitet werden. Die
Priifung der aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen fiir die/den Freiwillige/n obliegt den dafiir
zustandigen Behorden.

Nachtrigliche Anderungen der in der geschlossenen Vereinbarung getroffenen Regelungen be-
diirfen zu ihrer Giltigkeit der Schriftform und der Gegenzeichnung aller Parteien. Die Partner
erhalten je eine unterschriebene Ausfertigung.

Merkblatt/Bestdtigung

Der/dem Freiwilligen wurde das ,Merkblatt Giber die Durchfiihrung des Bundesfreiwilligendiens-
tes“ des Bundesamtes fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben durch die Einsatzstel-
le/den Trager/die SOE ausgehandigt und von ihr/ihm zur Kenntnis genommen.

Die/der Freiwillige besttigt, dass sie/er mit diesem Freiwilligendienst nicht die in § 3 Abs. 2
BFDG festgelegten Hochstgrenzen liberschreiten wird.



9. Hinweis zum Datenschutz:

Im Bundesamt werden personenbezogene Daten der/des Freiwilligen nach § 8 Abs. 1 Satz 2
BFDG verarbeitet, soweit dies fiir die Durchfihrung des BFD und die Erstellung des Freiwilligen-
ausweises erforderlich ist. Die Bestimmungen der EU-Datenschutzgrundverordnung und des
Bundesdatenschutzgesetzes werden eingehalten. Bei Minderjahrigen werden zusatzlich perso-
nenbezogene Daten (Name und Adresse) der Erziehungsberechtigten erhoben. Die Erziehungs-
berechtigten zeigen mit ihrer Unterschrift zur Vereinbarung an, dass sie Kenntnis von der Verar-
beitung dieser Daten haben. Auch diese Daten werden im Bundesamt unter Beachtung der EU-
Datenschutzgrundverordnung und des Bundesdatenschutzgesetzes verarbeitet.

Hier finden Sie unsere Datenschutzerkldrung:
https://www.bundesfreiwilligendienst.de/servicemenue/impressum/datenschutz.html

Ort, Datum Ko6ln, Datum

Bundesamt fir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
Im Auftrag

(Unterschrift der/des Freiwilligen)

(Stempel und Unterschrift)

Einverstandniserklarung der Eltern bei minderjéhrigen Freiwilligen.
Diese umfasst auch die Zustimmung zur Teilnahme an den ver-
pflichtenden Seminaren im Internatsbetrieb.

(Unterschrift der/des Erziehungsberechtigten)

Einverstanden:

Ort, Datum Ort, Datum

(Stempel und Unterschrift der Einsatzstelle/des Rechtstréagers) (Stempel und Unterschrift des Tragers, soweit vorhanden)

Einverstanden und Kontingent gepriift:

Ort, Datum

(Stempel und Unterschrift der Zentralstelle bzw. der selbstdndigen
Organisationseinheit der Zentralstelle -SOE-)*

4 Es muss die Unterschrift der Zentralstelle oder der SOE vorliegen.



Beiblatt zur Vereinbarung fiir den Bundesfreiwilligendienst
- Festlegung der Abrechnungswege -

1. Vereinbarung vom

Datum Unterschrift der Vereinbarung

Vorname, Nachname der/des Freiwilligen
Frau Vorname, Name
Geburtsdatum der/des Freiwilligen

Geburtsdatum

Hinweise

Der gemeinsam von Freiwilligen und Einsatzstellen ausgefiillten Vereinbarung zur Ableistung des
Bundesfreiwilligendienstes ist dieses Beiblatt stets vollstandig ausgefiillt beizufligen. Es ist durch die
Einsatzstelle oder eine von ihr nach § 6 Abs. 5 BFDG beauftragte Organisation auszufiillen.

Eine Erfassung und Bearbeitung der Vereinbarung ohne die hier abgefragten Angaben ist nicht
moglich.

Mithilfe dieses Beiblatts werden die Abrechnungswege fiir die einzelne Vereinbarung ausgewdbhlt. Es
kénnen hier nur Abrechnungsstellen angegeben werden, die zuvor vom Rechtstrager fiir die Einsatz-
stelle festgelegt und im Bundesamt entsprechend erfasst wurden.

Die Angaben zu den Punkten 1. bis 4. werden zwingend benétigt. Die Angabe zu Punkt 5. ist nur
dann erforderlich, wenn eine Erstattung anfallt und diese auf eine gesonderte Abrechnungsstelle
erfolgen soll.

Alle Abrechnungsstellen-Nummern folgen dem Muster ,,ASTxxxxxxx“. Sollten die erforderlichen

Nummern nicht bekannt sein, kann die Zentralstelle bei der Ermittlung behilflich sein.

2.  Einsatzstellennummer
EST

3. Nummer der Abrechnungsstelle, an die die Erstattung fiir Taschengeld und Sozialversiche-
rungsbeitrage erfolgen soll
AST

4. Nummer der Abrechnungsstelle, an die die Erstattung fiir die padagogische Begleitung (Bil-
dungspauschale) erfolgen soll
AST 1139595

5.  Nummer der Abrechnungsstelle, an die die Erstattung der Fahrtkosten im Rahmen der padago-
gischen Begleitung zu Seminaren an den Bildungszentren des Bundes erfolgen soll

AST

Datum

(Stempel und Unterschrift der Einsatzstelle/des Rechtstrégers bzw. der beauftragten Organisationseinheit)
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	Vereinbarung
	Beiblatt zur Vereinbarung für den Bundesfreiwilligendienst

	Vorname: Vorname
	Name: Name
	Herrn/Frau: [Herrn]
	Vorname, Name: Vorname, Name
	Straße und Hausnummer: Straße und Hausnummer
	PLZ, Wohnort: PLZ, Wohnort
	vom: 
	bis: 
	Stunden: 
	Vollzeit: 
	SOEDE: 04AHK
	Bezeichnung der Einsatzstelle: Bezeichnung der Einsatzstelle 
	PLZ, Ort: PLZ, Ort EST
	ZSTDE: 00004
	Bezeichnung des Traegers/der SOE: Türkische Gemeinde in Deutschland e.V.
	Straße und Hausnummer des Traegers /der SOE: Obentrautstr. 72
	PLZ, Ort des Traegers/der SOE: 10963 Berlin
	Bezeichnung der Zentralstelle: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)
	Straße und Hausnummer der Zentralstelle: Kaiserin-Augusta-Allee 5
	PLZ, Ort der Zentralstelle: 10553 Berlin
	Sachleistung: 
	Taschengeld: 
	Verpflegungskostenzuschuss: 
	Unterkunft: 
	Geldersatzleistung: 
	Bezeichnung Sachleistung: 
	Verpflegung: 
	Sozialversicherung: 
	Dauer Bildungstage: 
	Anzahl Werktage: 
	Anzahl Arbeitstage: 
	Herr/Frau: [Frau]
	Datum Unterschrift Vereinbarung: Datum Unterschrift der Vereinbarung
	Geburtsdatum: Geburtsdatum
	EST Nr: 
	AST Taschengeld: 
	AST Bildungspauschale: 1139595
	AST Fahrtkosten: 
	Straße und Hausnummer Erz: Straße und Hausnummer
	Straße und Hausnummer EST: Straße und Hausnummer EST
	Vorname, Nachname: Vorname, Name
	PLZ, Wohnort Erz: PLZ, Wohnort
	Bildungstage BiZ: 


